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Jahren auch berechtigt. Aber wir m iissen tins auf eine
neue Lage einstellen, die ich von der politischen,
menschlichen undpsychologischen Leistung her ver-
gleichen mOchte mit der Zufluc:ht der 15 Millionen
Menschen, die nach dem 2. Weltkrieg aus den ehe-
maligen deutschen Ost-Gebieten in den We:sten
Deutschlands gekommen sind.

Das bedeutet allerdings eine v011ig nue Dimension
von Politik und von KonfliktlOsungsstrategien. Ich
befiirchte, daB wir auf langere Zeit einer ungeheuren
Abwehr und Fremdenfeindlich.keit entgegengehen

werden. Die sich solidarisierenden Krafte, Gruppen,
Initiativen und Parteien kOnnten dabei selbst in eine
ZerreiBprobe geraten. Dabei miiBten sie eine neue
Dimension der Solidarisierung einleiten. Wir werden
in Zukunft viel starker auch als einzelne gefragt sein,
die mit beispielhaften Solidarisierungen bis ins
eigene Leben hinein Zeichen setzen. Ich selbst gehe
allerdings davon aus, daB diejenigen, die sich mit zu-
fluchtsuchenden Menschen solidarisieren, in eine
Dissidentenrolle geraten kOnnten.

Interview: Vera Gaserow
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Wahrend Rosch Krieps im einleitenden I3eitrag die europa- wenn nicht weltweiten Wanderungsbewe-
gungen analysiert und die westeuropaischen Vorbereitungen skeptisch beurteilt hat, geht er im fol-
genden auf die innereuropaischen IslomadenvOlker ein, deren Ausgrenzung in bestimmten Landern
wie Deutschland und Luxemburg leider Tradition hat und daher keiner zusatzlichen Grenzhindernisse
bedarf.

Die Lappen im hohen Norden zogen bisher unbehel-
ligt und ohne Rticksicht auf Stautsgrenzen durch die
weiten Steppengebiete und Tundren, irnmer nur den
Weideflachen ihrer Rentierherden nach. Ihr Noma-
disieren diirfte auch in einem friedl icheren, zwischen
Ost und West weniger scharf als bisher abgegrenzten
Europa kaum zu Problemen A,nlaB bieten, es sei
denn, die nunmehr angesagte Abschottung der skan-
dinavischen Lander gegen russische "Eindringlinge"
wiirde auch die nomadisierenden Lappen in ihrer
Freiziigigkeit einschranken.

Viel akuter stellt sich die Nomadenfrage inbezug auf
die Roma und Sinti und andere, weniger bekannte
ZigeunervOlker Europas. Vide ihor3uammo, dcxi
mien durch die Naziverfolgung, ziehen wie seit Jahr-
hunderten wenig behindert durch fast alle Lander und
auch in Uebersee. Andere setzen sich in aufnahme-
bereiten Landern fest und gehen ihren vielgestaltigen
und viel verkannten, meist marginalen Beschaftigun-
gen pach.

Die meisten Staaten raumen ihrien im Rahinen der
fiir alle Menschen giiitigen Gesetze minimale Dul-
dungsrechte ein, in der Regel allerdingS noch
weniger Rechte, als ihren. seBhaften -Minderheits-
gruppen, etwa den Fremdarbei tern. Zigeuner Werden
oft viel riicksichtsloser diskriminiert, als diese.

Auffallend ist diesbeziiglich die erstaunliche Libera-
litat der sonst recht fremdenangstlichen Schweiz, wo
zeitweilige Zigeunerlager nicht selten dicht am
Runde groBer Stadte geduldet werden (wie iiberhaupt
die Schweiz auch andern "Fahrenden" gegeniiber
du)dsam ist und sich z.B. eine groBe Zirkustradition
bewahrt hat, mit vielen kleinen Familienunterneh-
men, die jahraus jahrein durch die Kantone ziehen).

Auch Frankreich bemiiht sich auffallend urn eine
humane LOsung des Nomadenproblems. Wahrend
noch vor kaum einem Jahrzehnt fast jedes Dorf und
jedes Stadtchen sich Schilder mit der Aufschrift "Sta-
tionnement interdit aux nomades" leistete, heiBt es
heute meist lediglich "Stationnement reglementa",
und das gilt dann far ALLE Besitzer von Zelten und
Campingwagen, die ausschlieBlich auf den dafiir vor-
gesehenen Campings verweilen clarfen.

Fortschrittliche franzOsische Gemeinden, etwa Pon-
tarlier, gehen neuerdings noch weiter und stellen den
Fahrenden eigene Lagerplatze zur Verftigung, mit or-
dentlichen Sanitaranlagen, festen Stellplatzen, gegen
Bezahlung und unter Aufsicht stadtischer Angestell-
ter.

Die IdeallOsung ist auch das nicht. Die Ausgrenzung
bleibt ein Ghetto. Perfektion ist nun einmal nicht von
dieser Welt. Anerkannt werden miissen je,doch hier
und dort ernsthafte Bestrebungen, auch diejenigen
Minderheiten, die am Rande unserer seBhaften Ge-
sellschaft oder ganz und gar auBerhalb von ihr ein
meist bescheidenes Dasein fristen mOchten, in ihren
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Freiheitserwartungen eher zu dulden oder gar zu
fOrdern, als einzuschranken.

Anzuerkennen ist die grundsatzliche Bereitschaft,
diesen nomadisierenden Minderheiten eine minima-
le Existenzberechtigung zu gewahren, obwohl sie
nicht unmittelbar zur nationalen Gemeinschaft der
einzelnen Lander oder zu deren Gastarbeitern und
Immigranten gerechnet werden kOnnen.GelOst aber
kann die Nomadenfrage erst dann werden, wenn den
Fahrenden im Rahmen der europaischen Burger-
Charta ein far alle Mitgliedstaaten, und - warum
nicht? - innerhalb der "Charta von Paris" ein weltweit
gultiger Nomaden-PaB gewahrt wird, den selbst die
gnadenlosesten, zigeunerfeindlichsten Regime und
Lander anerkennen maBten, zu denen man leider
wieder das neue Deutschland und auch Luxemburg
zahlen muB.

Faschistoide Tendenzen

Solche Lander namlich, die auf ihrem geheiligten
Vaterlandsboden aus leicht ersichtlichen, faschistoi-
den Grunden den Roma und Sinti jegliches Existenz-
recht verweigern, genieren sich heute nicht meter,
Tausende von Nomaden ohne Riicksicht auf deren
faktischen Fliichtlingsstatus, ohne Rticksicht auf den
Vorwurf des Rassismus vor die Grenzschranken ab-
zuschieben.

Besonders empOrend trifft eine so flagrant men-
schenrechtswidrige Politik den entsetzten Beobach-
ter, wenn sie von Deutschland praktiziert wird, dem
Lande, das sich vor nicht allzulanger Zeit berufen
ftihlte, Zigeuner wie Juden, nur ihrer Rasse wegen,
massenweise zu versklaven, zu foltern, zu vergasen
und im Rauch der Krematorien gegen Himmel zu be-
fOrdern.

Wenn derartige Rtickfalle ungeniert in amtlichen
Entscheidungen angeblich demokratischer und men-
schenrechtsachtender deutscher Lander geschehen,
als ob die schandliche Vergangenheit nicht nur
restlos bewaltigt, sondern ganz und gar vergessen
ware, dann mtiBten alle andern Lander Europas laut-
hals Alarm schiagen, und nicht zuletzt auch die
inneren Gewissensstimmen Deutschlands, so es
dieses Gewissen noch gibt.

"Wehret den Anfangen!" pflegte Roby Krieps zu
warnen, hierzulande wie im Europaparlament. Doch
weder der "Einheitskanzler" hOchstpersOnlich legte
sich gegen die rassistische Diskriminierung der Zige-
uner in deutschen Landen quer, noch protestierte
einer seiner hohen Kollegen, die vor einigen Wochen
die "Charta von Paris" mitsamt dem famosen Satz
unterzeichneten: "Nous affirmons que, sans discrimi-
nation, tout individu a le droit d la liberte de circu-
lation."

Wenn die Schande der deutschen Zigeunerverfol-
gung nicht aufhOrt, werden eines Tages die Histori-
ker die gefeierten Unterzeichner dieser Charta als
"Ltigner von Paris" entlarven.

Verweigerung des
Bleibe-Rechts
In mehreren Schuben von jedesmal tausenden Men-
schen wurden Roma und Sinti iiber die deutschen
Grenzen auBer Landes gesetzt. Vergeblich waren
Gruppen von ihnen in den KOIner Dom gefluchtet,
zum Zeichen des Protests. Vergeblich, denn die
Deutsche GrOBe ging ja vor!

Niemand achtete darauf, daB in der CSFR rechtsra-
dikale Skinheads, passiv unterstatzt aus Kreisen der
Bevolkerung, often Jagd auf die aus Deutschland
verjagten oder nicht in den Westen eingelassenen
Sinti und Roma machten. Niemand schien es zu
stOren, daB im "befreiten" Osten die entfesselte
Bestie in diesen herzlosen rechtsextremistischen Ra-
dikalinskis an Zigeunern Lynchjustiz fur angebliche
Diebstahle auslibte, daB sie die Zigeuner aus &fent-
lichen Verkehrsmitteln hinauspragelte.

Die Polizei, um ihr eigenes, neues, volksnahes Image
besorgt, lieB die Schlager walten. Selbst Vaclav
Havel gab zu verstehen, die emporten Proteste seien
nur Agitation linksextremer Gegner seines neuen
Regimes. Der allseits hochgeachtete President lieB
eine Schliessung der CSFR-Grenzen far Zigeuner zu.

750 000 Roma leben seitdem allein in Rumanien und
in der CSFR unter ausweglosem Terror. Die Grenz-
sperrung der Nachbarlander verhindert ihre Flucht.
Und denen, die die heimliche Einwanderung in west-
liche Lander gelang, droht die Zuruckweisung in die
Verfolgung.

Noch karzlich, vor der gesegneten Weihnachtszeit
des Wiedervereinigungsjahres 1990, kam aus Nord-
rhein-Westfalen die Nachricht, es warden nochmals
1 400 Fahrende des Landes verwiesen. 7 000 Ruma-
nienfltichtlinge, darunter viele Zigeuner und andere
rassistisch Verfolgte, harrten vor Weihnachten in
Osterreich ihrer offiziellen Zulassung... oder Aus-
weisung. Mit "einem Fankchen politischem Willen"
ware ihre Integration far das Alpenland ein Leichtes,
hieB es in der Presse.

Aber dem Verbleib der Nomaden und sonstiger
Fremder widersetzt sich der bourgeoise, rassistische,
faschistoide Geist, der sich vom letzten SpieBburger
bis hinauf in die Spitzen der Parteien . und der Regie-
rung eingefilzt hat. 7 000 fliegen aus Osterreich raus,
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1 400 weitere aus Deutschland, nach den von dort
bereits seit Jahresfrist ausgewiesenen iiber 5 000.

a,

Dies alles geschieht in sogenannt demokratischen,
menschenrechtsbewuBten, ja sogar christlichen
Lândern, obschon sich untniiBverstandlich zumal
kirchliche AutoritAten gegen diesen "zutiefst un-
christlichen Gewaltakt" wandten. Die Abschiebung
widersprache klar den Grundsiitzen der Menschen-
rechte, lieB der Osterreichische Caritas-Biischof
Stecher verlauten. 1.)

Aber offensichtlich sind die Zigeuner die allerletzten
Priigelknaben und zdhlen zu den letzten Parias der
westlichen Wohlstandsgesellschaft und der Profit-
siichtigen, die jetzt auch im Osten schnell reich
werden mOch ten.

Und das "christliche"
Luxemburg?

nachten 1989 erlauben dad? Was niitzen antirassisti-
sche Gesetzestexte, wenn diese oder andere Gesetze
sich ohne weiteres vom Staate selber umgehen oder
geradeswegs rassistisch miBbrauchen lassen?

Darum ging es doch dem Herrn Justizminister bei
dieser Nacht-und-Nebel-Aktion: Wenn wir keine
Gesetze haben, urn die Zigeuner wegen ihrer Rasse
und VolkszugehOrigkeit drauBen zu halten (und weil
so puristische Idioten wie die Antirassisten dagegen
sind!), dann pfliicken wir uns dieses Nomadenpack
eben an der Grenze aufgrund anderer Gesetze, weil
sic mangels Personalausweis, Pal3 oder Visa "die
Einreisebedingungen nic,ht erfiillen". So einfach ist
das!

Die Order von Herrn Fischbach, akkurat vor Weih-
nachten 1989 unsere Grenzbewachung gezielt gegen
die Einreise von Sind und Roma zu versarken, war
nicht nur unchristlich, sic war ein auferlegt rassisti-
seller Befehl, nach dem Motto: Fiir Zigeuner ist kein
Platz in der Luxemburger Luxusherberge.

Vor mehr als einem Jahr tauchteerstmals auch in Lu-
xemburg die Kunde von der neuen Verfolgungswelle
gegen Sinti und Roma auf. tinter dem Titel "Dux
Schengener Abkommen und die Realita" beklagte
sich in einem Offentlichen Brief an die Presse das
"Syndicat des Douaniers Luxem bourgeois" tiber
einen Befehl, den Justizminister Fischbach und die
Zolldirektion an alle Grenzposten erliessen, es sei
iiber Weihnachten 1989 eine verstarkte Gren.zkon-
voile zu leisten, um einer angesagten Einwanderung
von Sinti und Roma in unser Land und nach Belgien
zuvorzukommen. 3 500 von - ihnen war das Bleibe-
recht in Nordrhein-Westfalen verweigert worden.

Niemand protestierte dagegen„ da1.3 sie auch aus Lu-
xemburg verbanntbleiben 	 "Wohin mit den
geunern?^auhriohcnhi)OosdieZu\\bcum|un(u.u. im.a.
"Journal", am 10.1.1990).

In -der Tat: Wohin mit ihncn, wcnn die Sinti und
Roma in Echternacherbriick aus Deutschland ausge-
wiesen werden, in Echternach aber von Luxemburg
nicht eingelassen werden? Sollen die•Zollbeamten
sic dann iiber die Briickenrarnpe ins 'Wasser der
Grenzfliisse stfirzen und ertrdnken?

Zum Gliick waren im .Dezember 1989 die Zigeuner
weise genug, nicht nach Luxemburg zu kommen. Sie
verliel3en . Deutschland, , wenn auch unter Protest, und
wandten sich anderen L5ndern zu, die toleranter sind
als die BRD tInd Luxemburg: ''... les personnes
visees... ne se sont pas pr'esentees änos frontieres ...",
stellte der Justizminister erleichtert in enter Antwort
auf eine parlamenuirische Frage des GAP-Abgeord-
neten Bausch fest.

In derselben Antwort schrieb der Minister, es gebe in
Luxemburg keinerlei gesetzliche Bestimmung gegen
die Nomaden; das Gesetz vom 28. Mdrz 1972 regle
able Einreise- und Aufenthaltsbedingungen air Aus-
Wider.

Was aber niitzen Gesetze, was niitzen selbst dte an-
tirassistisch lupenreinsten Gesetze, wenn ein Mini-
ster. sich ohne weiteres eine Aktion wie die vor Weih-

Sind Zigeunov Frniwild?
Waren in diesem Fall die Zigeuner Juden gewesen,'
so ware Herr Fischbach einer eklatant antisemiti-
schen Haltung glattweg iiberfiihrt und wiirde wohl
kaum noch wagen, einem Vertreter der jiidischen Ge-
meinde unseres Landes unter die Augen zu treten.
Die Aechtung der Juden ist seit deren Nazi-Kalvari-
um, seit der Staatsgriindung Israels und seit der Oku-
menischen Verbriiderung sogar ftir Luxemburgs
konservativste Rechte unschicklich geworden.

Zigeuner aber sind in den Augen aller Konservativen
offenbar noch immer vogelfrei, obwohl auch dieses
Volk unter den Nazis Opfer eines Genozids war, wie
die Juden. Aber die Zigeuner haben, im Gegensatz zu
den Juden, in Luxemburg weder diplomatische Ver-
tretung, noch religiOse Glaubensbrtider, noch andere
Sympathisanten. Bei denen braucht man keine Rtick-
sicht zu nehmen. Im Gegenteil, sie drauf3en zu halten,
kann einem CS V-Minister bei der gangigen Menta-
lit5t der Luxernburger (und nicht allein bei
recht(s)gl5ubigen Christen!), nur noch Stimmenge-
winne einbringen, mu8 Herr Fischbach sich gedacht
haben.

Nun gibt es aber Luxemburger, die sich schamen, in
einem Lande zu leben, in dem die kaum Uschiene
rassistische Menwlitat sich in staatlichen Aktionen
5u13ert. Nichtrassistische Gesetze gentigen nicht;
auch deren DurchfOhrung darf nicht rassistisch sein.
Wenn der Antirassismns offiziell und in allen
Kreisen der Notabilitlit als notwendig erachtet wird
(siehe LICRA-Griindung!), dann muf3 er vom legis-
lativen Niveau auch in die Exekutive hineinreichen.
Die administrative Praxis ist ausschlaggebend, nicht
das abstrakte, gesetzliche Alibi.

Dem (laut "Luxemburger Wort" vom 27.11.1990)
"zutiefst unchristlichen Gewaltakt" der kohlschen
Bundesrepublik, die Sinti und , Roma auszuweisen,
wollte der christlichsoziale LuxemburgerJustizmini-
ster Fischbach Schiitzenhilfe leisten. Gegen eine
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solche menschenrechtswidrige Absicht lehnen sich
alle Antirassisten unseres Landes auf.

AuBerdem muB doch nachdriicklichst gefragt
werden, wieso gegen Zigeuner zum Sturm geblasen
wird, wenn anderseits Hunderte aggressive FuBball-
Hooligans trotz aller Grenzkontrollen ebenso unbe-
lastigt in unser Land kommen und hier ihr Unwesen
treiben durfen, wie Wirtschaftskriminelle, Geldwa-
scher und andere Edelganoven, nicht zu reden von
der vollig unverstandlichen, friihzeitigen und reihen-
weisen Freilassung aberfahrter Delinquenten (s. "t"-
Leitartikel vom 27. November 1990).

Die LICRA nahm Stellung

In einer Pressemitteilung nahm die neugegrandete
Luxemburger Sektion der internationalen antirassi-
stischen Vereinigung LICRA Stellung zum
Nomaden-Problem. Sie "widersetzt sich mit alien
Kraften der Unterdruckung und Diskriminierung,
denen die Sinti und Roma in den meisten europa-
ischen Landern aufgrund jahrhundertealter Vorurtei-
le oder manchmal auch diskriminatorischer Bestim-
mungen ausgesetz,t sind".

Eine Unterredung zwischen der LICRA und dem Ju-
stizminister brachte zutage, was auch die parlamen-
tarische Anfrage Bauschs ergab: es gibt keine gesetz-
liche Bestimmung, aufgrund derer Zigeunern die
Einreise oder der Aufenthalt in unserm Lande ver-
weigert werden kOnnte. So weit, so gut!

Mit keinem Wort aber scheint die LICRA den Herrn
Justizminister fiber die menschenrechtliche Recht-
fertigung seiner gezielt gegen Sinti und Roma gerich-
teten Grenzschutz-Aktion vom Dezember 1989
befragt zu haben. Auch dem Umstand, daB Luxem-
burg, im Gegensatz zu andern Landern Europas, sehr
verdachtig "zigeunerfrei" ist, wofar es doch Grande
geben muB, auch diesem Faktum trug die LICRA in
ihrem Gesprach mit dem Minister, ihrer Pressemit-
teilung zufolge, keinerlei Rechnung.

Fragt denn niemand mehr danach, wie unser Land auf
unblutigem, aber dennoch rassistischem Wege genau
das fertigbrachte, was Hitler far das Dritte Reich be-
absichtigte und auch in seiner EndlOsung zu vollbrin-
gen suchte: das Land "zigeunerfrei" zu machen?

Lesetip
Jan Yoors, Das wunderbare Volk. Meine Jahre
mit den Zigeunern, dtv/Klett-Cotta 11099,
14,80 DM
Aus der au Berordentlich vielfaltigen Literatur
Ober die Zigeuner sei dieses Taschenbuch her-
ausgegriffen, das in kurzer Form wesentliche
Angaben Ober das Sachgebiet enthalt und in
der erstauniichen Jugendgeschichte des belgi-
schen Autors beweist, daB der zehn Jahre dau-
ernde Umgang eines "Gaje" Nichtzigeuners)
mit herumziehenden Roma - nicht nur durch
die langen Schulferien! - ein faszinierendes
und keineswegs schadigendes Erlebnis sein
kann.

Natarlich geht es in dieser "Zigeuner-Kampagne"
nicht etwa darum„ massenweise fahrendes Volk auf
unser enges Territorium zu locken, sondern thrum,
denen unter ihnen, die hier einreisen und sich vor-
ubergehend aulbalten wollen, eine Daseinsberechti-
gung einzuraurnen nicht nur im Rahmen der far alle
Einwohner und Besucher gultigen Gesetze, sondern
auch in der fremdenpolizeilichen Praxis, so wie
andere Lander das auch tun. Es geht darum, die Ehre
unseres Landes im Hinblick auf die Fluchtingswelle
aus dem Osten :Europas nicht besudeln zu lassen, wie
das in den 30er Jahren durch die Zurackweisung
flachtender Juden in den nazistischen Terror
geschah.

Vor allem geht es darum, die Zigeuner als gleichwer-
tige Menschen . und deren in vielen Hinsichten
auBerst bemerkenswerte Kultur als ebenburtige Zivi-
lisationsform anzuerkennen, obschon diese von der
unsern stark abweicht. .

Bis alle diese Fragen beantwortet und die unserer
landlaufigen' und amtlichen Haltung zugrundliegen-
de, often oder kaschiert rassistische Mentali tat berei-
nigt ist, kann die LICRA-Aktion nicht befriedigen.
Sie dart' nicht zum bloBen Alibi einer menschen-
rechtswidrigen Haltung werden, wenn sie ihre
Glaubwiirdigkeit aberzeugend beweisen will.

Und unsere Medien?

Zur Diskussion stand und steht im Zusammenhang
mit dem "Nomadenproblem" auch die Haltung der
Medien, insbesondere der Tagespresse, die dereinst
durch Lokalnachrichten im Stile von "Des Landes
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verwiesene Zigeuner" unterschwellig viel rassisti-
sches Gedankengut unter der Einwohnerschaft ver
breitete.

Im Juli 1990, anschliaend an die LICRA-Grtindung,
initiierte das "Journal" mutig diese wenig populare
Kampagne fiir mehr Toleranz gegeniiber Sinti und
Roma und hielt sie bislang dw-ch. Das "forum" rea-
gierte zunachst kurz in der "Peffermillen", dann mit
einer Glosse von Guy Rewenig und schlialich durch
die ftir den Unterzeichneten ehrenvolle Bitte um den
vorliegenden Beitrag.

AuBer dem obligaten Abdruck der erwahnten
LICRA-Stellungnahme und der ministerialen
Antwort auf die Bausch-Initiative scheint der Ubrige
Medienwiderhall verschwindend gering.zu sein. lm
"Wort" erscheinen zwar laufend Berichte ilber die
neue Hetzjagd gegen Sinti und Roma, manc:hmal
auch Proteste auslandischer Kirchenmanner, jedoch
bisher keine klare, eigene Stellungnahme zu den hie-
sigen, unriihmlichen Geschehnissen. Statt dessen
ging vorerst die heimliche Haze gegen Zigeuner
weiter.

Am 11. August letzten Jahres war imLW ein A.rtikel
ausgemacht worden, dessen Schreiber sich Uber "ver-
dachtige Zigeuner" auslieti und deren "verstarktes
Auftreten" mit einer Haufung von Einbriichen und
Diebstahlen in Zusammenhang brachte. Noch am 6.
Dezember 1990 erschien im "Wort". kommentarlos
ein dpa-Artikel "Kein Bleiberecht ftir Sinti und
Roma", der durchaus als eine Vorwegnahme schein-
bar begriindeter Diskriminierung und Abweisung der
Zigeuner verstanden werden konnte.

Diese verkappte Art von Rassismus kOnne (so war
die grate Zeitung des Landes, die zudem dem
Bistum gehOrt, geriigt worden), durch die haufige In-.
fusion diskriminierenden Gedankenguts in kleinen
Dosen in die fragile Struktur dcs,r Leser eines Tages,
als Akkumulationseffekt, zu groBen rassistischen
Ausschreitungen ffihren.

Zu beftirchten war in der Tat, da8 die konservative
und meistverbreitete Zeitung unseres Landes weiter
hin in die alte Kerbe der unterschwelligen Schiirung
von Rassismus und FremdenhaB hauen kOnnte..

Am 10. Dezember nahm der Leitartikler des "Wort"
(er selber prominentes LICRA-Mitglied) weitgehend
nuanciert Stellung zu diesen Beftirchtungen, irn Zu-
sammenhang mit dem schwerwiegenden Phanomen
der in Richtung Westen angelaufenen Fltichtllings-
welle aus Europas Ostlandern und beilaufig auch
zum Problem der verfolgten Zigeuner.

lm 1Z-Artikel blieb erfreulicherweise die am 7. De-
zember im "Journal" beftirchtete "Beweisftihrung der
glatten UnmOglichkeit, einem Land wie dem unsern
sowas wie Zigeuner zuzumuten", aus.

Mit Genugtuung Las man vielmehr die doppelte
Warnung, "zum einen vor der gefahrlichen ord-
nungspolitischen Auffassung, unsere Gesetze reich-
ten aus, urn die Einwanderungswelle auch in
humaner Sicht zufriedenstellend aufzufangen (oder
abzuwehren?), zum andern vor der selbstgerechten

Feststellung, Menschenrechte seien schon erfUllt,
wenn die Rechte im gesetzlichen Sinne buchstaben-
getreu appliziert werden".

So verklausuliert diese Satze auch klingen, sie engen
doch, abgesehen vom persOnlichen LICRA-Engage-
ment ihres LW-Autors, die Tendenz zum Rtickfall in
die Fehler der Vergangenheit unserer konservativ
sten Presse weiter ein. Das ist zu begrUssen.

Es ware allerdings von Vorteil gewesen, wenn lz we-
nigstens andeutungsweise hinzugefiigt hatte, was
denn zur Erganzung der unzureichenden Gesetze zu
tun sei. Was das Nomadenproblem anbelangt, ware
es nach meinem Daftirhalten fiir Luxemburg je-den-
falls eine Schande, das 21. Jahrhundert als eines der
wenigen Lander der Welt zu beginnen, die nach hit-
lerschem Modell, wenn auch nicht nach dessen ab-
scheulichen Methoden, aber immerhin mit geziel-
tern, staatlichem Eingriff "zigeunerfrei" gehalten
werden.

Fazit: wachsan, und
einsatzbereit bleiben!

Die Nomaden-Problematik ist selbstredend nur ein
Teilaspekt der Gesamtlage der Unterprivilegierten
und der Forderung nach weltweiter Solidaritat der
Menschheit. Sie soll keineswegs die unter uns selbst
noch grassierende Diskriminierung anderer Minder-
heiten Uberdecken. Sie ist desweiteren nur ein Teila-
spekt der gewaltigen Lawine von ostv,?stlicher VO1-
kerwanderung, die auf uns zukommt. )

Doch wir sind von der riesigen Gesamtaufgabe der
Weltsolidaritat, auch gegentiber Sinti und Roma,
ausweglos gefordert, jeder von uns, bis zur letzten
Faser unseres Wesens, materiell und moralisch. Die
Schwierigkeiten sind enorm.

So gewaltig is/die Aufgabe, so viele Opfer verlangt
sie, daf3 es fast schon verstandlich diinkt, wenn
mancher noch immer "kalte Krieger" einen heil3en
Krieg vorgezogen hate.

Der Preis aber is/don Einsatz wert: aus dieser unge-
heuren sozialen und gesellschaftspolitischen Heraus-
forderung wird dereinst, wenn die Emanzipierung
aller Minderbevorteilten in einer gewaltlosen und
verstandig ungsberei ten Entwicklung verkraftet wird,
der, gleichberechtigte, mUndige, wenn auch immer
noch andersartige und mehrbelastete Burger
schlechthin hervorgehen.

Und die harte Konfrontation mit den Auswanderern
aus dem Osten wird nach deren Integration aus uns
alien den "Europaer" der Zukunft hervorbringen, in
einem Europa, in dem auch Platz ftir Nomaden aus-
gespart werden ma.

Bis dahin sollte jeder verantwortungsbewuBte Zeit-
genosse, vor allem die Jugend, gerade jetzt gegen
Rassismus und FremdenhaB einsatzbereit bleiben
Antirassist kann man nicht nur zu 50% oder zu 75%
sein. Man ist es total ... oder gar nicht.
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Antirassist
kann man

nicht nur zu
50% oder zu

75% sein. Man
ist es total ..,

oder gar nicht.
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Carlo Schneider, 2. Letzbg. Cartoon-Concours

Wdhrend die Luxemburger Regierung in ihren Sonntagsreden nicht mOde wird, ihren ungebrochenen
Willen zu bekunden, keine Harmonisierung der Verbrauchersteuern, vornehmlich der Mehrwertsteu-
er, bei der Einfuhrung des gemeinsamen Binnenmarkts hinzunehmen, unterschrieb sie im Schenge-
ner Abkommen auch den Artikel 26, in dem heif3t: "Le Parties examineront de quelle fawn les impOts
indirects (TVA et droits d'accise) peuvent titre harmonises dans le cadre des Communautês europe-
ennes. A cette-fin elles soutiendront les initiatives entreprises par les Communautes europêennes."
Nicht mehr das Ob, sondern allein das Wie der Harmonisierung steht noch zur Diskussion!

dossier
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Deshalb durfen wir nicht eher ruhen, bis auch die
letzten Parias der Wohlstandsgesellschaft Ober die
ihnen zustehende Sicherheit, fiber die ihnen vorent-
haltenen Freiheiten und Ober die elementare Men-
schenwiirde verftigen: die Fremden unter uns, die Be-
hinderten, die Stromer, die Siichtigen, die Opfer der
marktwirtschaftlich verursachten Wohnungsnot, die
Wohlstandsverwahrlosten, die Flilchtlinge, die in
Gewissensnot gedrangten weltanschaulich Anders-
denkenden, die Verwaisten und Vereinsamten, die
Vergewaltigten, die Prostituierten, die Homosexuel-
len, die AIDS-Infizierten, die Opfer der Super-

Medizin, die Sterbenden, die Aennsten der Dritten,
und der Vierten Welt, die Strafgefangenen und, ja
selbst die Zigeuner.

Rosch Krieps, Dezember 1990

1)Alle in diesem Beitrag angegebenden Fakten beziehen rich auf
Meldungen des "Luxemburger Wort", das sie wiederum von kna
oder dpa bezog.
2)Sie soli auch nicht ablenken von der imminenten Zumutung der
Militaristen, fur Erdel und Geld einen multiplen Menschenmord
am Persischen Golf zu veranstalten. Das Unrecht am kuwaitischen
Volk ist anders lOs bar. Der Ausgang der Geiselkrise ist der Beweis.

februar 1991
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